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A
m 11. März 2011 ereignete sich 
vor der Küste Nordostjapans ein 
Erdbeben der Größenordnung 
9,0 auf der Richterskala. Das 

Erdbeben führte zu einem Tsunami, der 
an der Nordostküste Japans weitere Zer-
störungen anrichtete. Mehr als 15.000 
Menschen starben als direkte Folge des 
Erdbebens und des Tsunamis, mehr als 
500.000 Menschen mussten evakuiert 
werden. Das Atomkraftwerk Fukushima 
Dai-ichi wurde durch das Erdbeben stark 
beschädigt. Aufgrund der Unterbrechung 
der Stromversorgung zum Kühlsystem 
kam es zur Kernschmelze der Brennstäbe 
in den Reaktoren 1 bis 3. Die verantwort-
liche Betreiberfirma Tokyo Electric Power 
Company (TEPCO) ließ Dampf aus den 
Reaktoren ab. So sollten größere Explosio-
nen durch ansteigenden Druck im Inne-
ren der Reaktoren verhindert werden. Der 
Dampf trug jedoch auch große Mengen 
radioaktiver Partikel in die Atmosphäre.

Als deutlich wurde, dass in den Reaktor-
kernen eine Kernschmelze stattfand, ver-
kündete die Regierung eine Evakuierungs-
zone im Umkreis von 20 Kilometern um 
das Atomkraftwerk. 200.000 Menschen 
wurden aufgefordert, ihre Häuser zu ver-
lassen. Derweil führten mehrere Explo-
sionen zur Zerstörung der Reaktoren 1, 
2 und 3 und verursachten ein Feuer im 
Abklingbecken des Reaktors 4. Um die 
Brennstäbe zu kühlen, traf TEPCO die 
umstrittene Entscheidung, Meerwasser 
in die Reaktorgebäude zu pumpen. Diese 
Maßnahme konnte jedoch einen weiteren 
Temperaturanstieg nicht verhindern, da 
die Brennstäbe bereits freigelegt waren. 
Laut TEPCO schmolzen alle Brennstäbe in 
Reaktor 1, 57% der Brennstäbe in Reaktor 
2 und mindestens 63% der Brennstäbe in 
Reaktor 3. Das Kühlwasser in den Reak-

toren wurde radioaktiv verseucht und floss 
in großen Mengen zurück in die Grund-
wasserreservoirs und ins offene Meer.

Am 25. März 2011 bat die Regierung die 
Bewohner in einem Umkreis von 30 Kilo-
metern um das Atomkraftwerk, ihre Häuser 
und die kontaminierte Region freiwillig zu 
verlassen. Am 12. April 2011 wurden die 
Fukushima-Kernschmelzen zum Atom- 
unfall der Stufe 7 erklärt, der höchsten 
Stufe auf der Internationalen Bewertungs-
skala für Nukleare Ereignisse (INES). Sie 
galt bislang nur für den Super-GAU von 
Tschernobyl 1986.

S eit März 2011 treten täglich radioak-
tive Isotope aus den havarierten Re-

aktoren 1 bis 3 sowie dem beschädigten 
Abklingbecken von Reaktor 4 aus. Die Ka-
tastrophe dauert bis zum heutigen Tag an, 
auch wenn die Atomindustrie und Institu-
tionen wie die Internationale Atomenergie 
Organisation (IAEO) von einem singulären 
Ereignis sprechen. Ein noch schlimmeres 
Szenario wurde nur dadurch verhindert, 
dass der Wind in den ersten Tagen der 
Atomkatastrophe bis auf wenige Ausnah-
men in östliche Richtung blies und rund 
80 % des radioaktiven Niederschlags über 
dem Pazifischen Ozean niederging. Ein 

SCHILDDRÜSENSCREENING IN DER FUKUSHIMA COLLABORATIVE KLINIK, EINER 
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DAS ATOMARE ZEITALTER BEENDEN

Abdrehen des Windes in südliche Rich-
tung, wo der Großraum Tokio mit einer 
Bevölkerung von mehr als 35 Millionen 
Menschen liegt, hätte eine humanitäre 
Katastrophe nicht zu ermessenden Aus-
maßes zur Folge gehabt. Die Atomkata-
strophe in Fukushima hat erneut gezeigt, 
dass auch ein hoch industrialisiertes Land 
wie Japan die Risiken der Atomenergie 
nicht kontrollieren kann. Außerhalb der 
Präfektur Fukushima kamen Menschen 
in ganz Japan in Kontakt mit radioaktiven 
Isotopen – über die eingeatmete Luft, ver-
seuchtes Wasser oder kontaminierte Le-
bensmittel. Dass der Großteil des radioak-
tiven Niederschlags über dem Pazifischen 
Ozean niederging, war zwar Glück für die 
Bewohner der umliegenden Präfekturen, 
bedeutet jedoch keineswegs, dass diese 
Strahlenmengen keine Gefahr mehr für 
die menschliche Gesundheit darstellen. 
Über die Nahrungskette stellt die Konta-
mination des Ozeans eine gesundheitliche 
Gefahr für die Bevölkerung der Anrainer-
staaten sowie alle Konsumenten von Al-
gen, Meeresfrüchten und Fisch aus den 
betroffenen Gebieten dar. 

N eben der Gesamtmenge der Emissi-
onen spielt die Menge der radioak-

tiven Kontamination von Nahrungsmitteln 
und Trinkwasser eine bedeutende Rol-
le bei der Gesamtstrahlenlast, der eine 
Person in Folge einer Atomkatastrophe 
ausgesetzt ist. Es gibt keinen sicheren 
unteren Grenzwert für Radioaktivität bei 
Nahrungsmitteln und Trinkwasser. Poten-
ziell können sogar geringste Strahlendo-
sen zu Mutationen des Erbguts, Zellschä-
den und Krebs führen. Laut Schätzungen 
der deutschen Gesellschaft für Anlagen- 
und Reaktorsicherheit ist eine Person 
durch die Aufnahme von Nahrungsmitteln 
und Trinkwasser normalerweise ungefähr 
0,3 Sv an interner Strahlung pro Jahr aus-
gesetzt. Um übermäßigen Gesundheitsri-
siken vorzubeugen, sollte dieser Wert als 
zulässiger Grenzwert für die radioaktive 
Verstrahlung durch Nahrungs- und Flüs-
sigkeitsaufnahme betrachtet werden. Um 
dieses Niveau nicht zu überschreiten, 
dürfte die Menge an Cäsium-137 8 Bq/kg 
in Milch und Babynahrung sowie 16 Bq/
kg in allen anderen Nahrungsmitteln nicht 
übersteigen. Radioaktives Jod, mit seiner 
kurzen Halbwertszeit, sollte in Lebensmit-
teln überhaupt nicht auftauchen. In Japan 
beträgt die derzeitig zugelassene Men-
ge von radioaktivem Cäsium allerdings 
50 Bq/kg in Milch und Babynahrung und 

100 Bq/kg in allen anderen Nahrungsmit-
teln. Für radioaktives Jod lag das zuge- 
lassene Niveau bei 300 Bq/kg für Milch 
und Babynahrung und bei 2.000 Bq/kg 
für Gemüse. 

D ie chronische Belastung großer Be-
völkerungsteile mit radioaktiven 

Isotopen stellt in den kommenden Jahr-
zehnten gesundheitspolitisch die größte 
Herausforderung dar. Ein Krebsfall trägt 
kein Herkunftssiegel, sodass man eine 
solche Erkrankung nie kausal auf ein be-
stimmtes Ereignis zurückführen kann. Die 
wohl höchsten Strahlendosen erhielten 
in Fukushima, ähnlich wie im Zuge des 
Super-GAUs von Tschernobyl, die Kraft-
werksmitarbeiter und Rettungskräfte. Der 
Wissenschaftliche Ausschuss der Verein-
ten Nationen zur Untersuchung der Aus-
wirkungen der atomaren Strahlung (UN-
SCEAR) gibt in seinem Bericht von 2014 
an, dass seit Beginn der Atomkatastrophe 
ca. 25.000 Menschen auf dem Gelände 
des Atomkraftwerks Fukushima Dai-ichi 
tätig gewesen seien. Nur etwa 15 % die-
ser Arbeiter hat TEPCO direkt angestellt, 
der Rest setzt sich aus Leiharbeitern, 
Freiwilligen und Mitarbeitern von Subun-
ternehmen zusammen, von denen vielen 
die nötige Ausbildung für die Arbeit mit 
radioaktiven Gefahrenstoffen fehlt und 
die größtenteils unvorbereitet und inadä-
quat ausgerüstet in die Einsätze im Kata-
strophengebiet geschickt wurden. Schät-
zungen der Strahlendosen dieser Arbeiter 
liegen bislang nur von TEPCO selber vor. 
Unabhängige arbeitsmedizinische Er-
hebungen werden nicht durchgeführt. 
Bereits jetzt sind zahlreiche Fälle von 
manipulierten Messgeräten, Korruption 

und fehlenden medizinischen Untersu-
chungen für Leiharbeiter bekannt, so dass 
die Zahlen, die TEPCO öffentlich verkün-
det höchst fragwürdig sind.

Während die Arbeiter und die Einwoh-
ner der am schwersten betroffenen Re-
gionen zum Teil unvertretbar hohen 
Strahlendosen ausgesetzt wurden, ist 
die Strahlenbelastung durch radioaktive 
Kontamination von Nahrungsmitteln, 
Wasser, Böden und Luft  für den Groß-
teil der japanischen Bevölkerung ver-
hältnismäßig gering. Dennoch sind hier, 
aufgrund des Umfangs dieser Gruppe, 
bei Weitem die größte Zahl konkreter Ge-
sundheitsfolgen zu erwarten. Eine Bei- 
spielrechnung verdeutlicht dies: Geht 
man von den Angaben der UNSCEAR-Da-
ten aus, so wird die japanische Bevölke-
rung von rund 127 Millionen Menschen 
einer kollektiven Lebenszeitdosis von ca. 
48.000 Personen-Sievert (PSv) ausgesetzt 
sein, wobei der Großteil der Strahlenlast 
auf die Menschen außerhalb von Fukus-
hima entfällt. Gemäß der international 
anerkannten, korrigierten Risikofaktoren 
für Krebsentstehung durch ionisieren-
de Strahlung (0,09-0,35 Fälle/PSv) ist 
in Japan mit 4.300-16.800 zusätzlichen 
Krebsfällen zu rechnen, die allein auf den 
radioaktiven Niederschlag von Fukushi-
ma zurück zu führen wären. Von diesen 
würden schätzungsweise ca. 2.400-9.100 
zum Tode führen (Risikofaktor für Krebs-
mortalität 0,05-0,19/PSv). Vermutlich liegt 
die Zahl jedoch deutlich höher.

E inen kleinen Teil der zu erwartenden 
Krebserkrankungen stellt der Schild-

drüsenkrebs dar. Allerdings ist dies auch 
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AYOTOS MUTTER SAMMELT ALLE UNTERLAGEN ÜBER UNTERSUCHUNGEN 

UND STRAHLENBELASTUNG IHRES SOHNES.



Im April 2014 hat der Wissenschaft-
liche Ausschuss der Vereinten Nationen 
zur Untersuchung der Auswirkungen der 
atomaren Strahlung (UNSCEAR) sei-
nen Bericht zur Atomkatastrophe von 
Fukushima veröffentlicht. Die Autoren 
behaupten darin, dass „kein erkennba-
rer Anstieg von Krebserkrankungen in 
der betroffenen Bevölkerung zu erwar-
ten sei, der mit der Strahlenexposition 
in Verbindung gebracht werden kann.“ 
Die IPPNW kritisiert diesen Bericht als 
Versuch einer Vertuschung der gesund-
heitlichen Folgen der Atomkatastrophe.  

Mit diesem verharmlosenden Satz ver-
sucht das UNSCEAR-Komitee die Nöte 
und Sorgen der Menschen in den kon-
taminierten Gemeinden wegzuwischen. 
Die Tatsache, dass eine Krebserkrankung 
keine Herkunftsbezeichnung trägt und 
sich nie eindeutig auf eine einzelne Ur-
sache zurückführen lässt, wird von der 
Atomindustrie und auch von UNSCEAR 
genutzt, um jegliche Kausalität abzu-
streiten. Eine Taktik, wie man sie von der 
Tabakindustrie oder der Asbestwirtschaft 
kennt.

Die Dosisberechnungen der betroffenen 
Bevölkerung im Bericht beruhen maß-
geblich auf Nahrungsmittelproben der 
Internationalen Atemenergieorganisation 
(IAEO). Diese Organisation wurde mit 
dem Ziel gegründet, „weltweit die Nut-
zung der Atomenergie zu befördern“. 
Unliebsame Nahrungsmittelstichproben 
wurden zugunsten der niedrigeren An-
gaben der IAEO ignoriert. Zur Schätzung 
des Gesamtausstoßes von Radioaktivi-
tät ziehen die Autoren Studien der ja-
panischen Atomenergiebehörde heran, 
statt die deutlich höheren Berechnungen 
unabhängiger Institute zu berücksichti-
gen. Die Angaben zu Strahlendosen der 
Kraftwerksarbeiter wurden gar direkt von 
der umstrittenen Betreiberfirma TEPCO 
übernommen, die die Katastrophe maß- 
 

geblich verschuldet hat. Die Vielzahl an 
Berichten über Manipulationen und Un-
gereimtheiten dieser Messwerte überse-
hen die Autoren wohlwollend.

All das ist nicht verwunderlich. UNSCEAR 
war bereits in der Vergangenheit durch 
eine unangemessene Nähe zur Atomin-
dustrie aufgefallen. So wurde beispiels-
weise in der Bewertung des Super-GAUs 
von Tschernobyl entgegen vorliegender 
Forschungsergebnisse behauptet, dass 
als einzige gesundheitliche Folge 54 
Fälle von Schilddrüsenkrebs aufgetre-
ten seien. Alle gesundheitlichen Folgen 
für die Liquidatoren, die betroffene Be-
völkerung in den stark verstrahlten Ge-
bieten und für die Menschen in Europa, 
die dem radioaktiven Fallout ausgesetzt 
waren, wurden ignoriert. Auch in Japan 
werden die betroffenen Gebiete außer-
halb der Präfektur Fukushima nicht be-
rücksichtigt und somit das Ausmaß der 
Folgen kleingerechnet.

Mit dem UNSCEAR-Bericht versu-
chen die Atomstaaten einen schnellen 
Schlussstrich unter die Debatte um Fu-
kushima zu ziehen. Dabei muss auch den 
Autoren des Berichts klar sein, dass die 
Atomkatastrophe von Fukushima noch 
lange nicht vorbei ist. Täglich fließen 
Hunderte Tonnen an radioaktivem Müll 
ins Meer. Die Dekontamination ist ins 
Stocken geraten. Die gefährliche Ber-
gung des radioaktiven Materials aus den 
havarierten Kraftwerksblöcken wird noch 
mehrere Jahrzehnte dauern. Das freige-
setzte Cäsium-137 hat eine Halbwerts-
zeit von rund 30 Jahren. Nach gerade 
einmal vier Jahren eine abschließende 
Aussage über Langzeitfolgen einer Atom-
katastrophe treffen zu wollen ist nicht 
nur unwissenschaftlich, es ist auch zy-
nisch. Die Menschen in den betroffenen 
Gebieten brauchen seriöse Informati-
onen, Aufklärung und Unterstützung – 
nicht noch mehr Lügen.

Vertuschung und Verharmlosung
die einzige Erkrankung, die bislang sy-
stematisch in Form eines Screenings un-
tersucht wurde. Im Rahmen der ersten 
Screening-Runde wurde bei insgesamt 
109 Kindern in Biopsien Schilddrüsen-
krebs festgestellt. 87 Kinder mussten be-
reits mittlerweile wegen Metastasen oder 
gefährlicher Größenzunahme des Tumors 
an der Schilddrüse operiert werden. Diese 
unerwartet hohe Zahl von Fälle wurden 
von der Studienleitung bislang auf den 
„Screeningeffekt“ geschoben, also der Be-
obachtung, dass durch Screenings Krank-
heitsfälle gefunden werden, die klinisch 
erst zu einem späteren Zeitpunkt aufge-
fallen wären. Seit Dezember 2014 liegen 
allerdings die ersten Zahlen der Zweiten 
Screening-Runde vor. Bei insgesamt 57,8 
Prozent der Kinder wurden Knoten oder 
Zysten gefunden. Im Erst-Screening lag 
diese Rate noch bei 48,5 Prozent. Das 
bedeutet, dass bei mehr als 12.000 Kin-
dern, bei denen im ersten Screening noch 
keine Anomalien gefunden worden wa-
ren, nun Zysten oder Knoten festgestellt 
wurden. Elf Kinder wurden bereits per 
Feinnadelbiopsie untersucht, bei acht von 
ihnen ergab die Diagnostik einen akuten 
Krebsverdacht, eines der Kinder musste 
bereits operiert werden. Diese Krebsfälle, 
die sich im Zeitraum zwischen den beiden 
Screening-Untersuchungen  entwickelt ha- 
ben müssen, lassen sich nicht mehr mit 
einem Screeningeffekt erklären. 

D ie Screenings sind lediglich auf die 
Präfektur Fukushima beschränkt. Im 

übrigen Japan und selbst in den hochbe-
lasteten Nachbarpräfekturen von Fukushi-
ma werden keine vergleichbaren Reihen-
untersuchungen durchgeführt, obwohl 
es auch im übrigen Japan in der Summe 
zu zahlreichen Schilddrüsenkrebserkran- 
kungen kommen dürfte. Im UNSCEAR- 
Bericht wird die kollektive Lebenszeit- 
Schilddrüsendosis der japanischen 
Bevölkerung durch den Atomunfall auf 
112.000 Personen-Gray geschätzt, so 
dass von ca. 1.000 zusätzlichen Fällen 
von Schilddrüsenkrebs in ganz Japan aus-
gegangen werden muss. Da es sich bei 
der angegebenen Kollektivdosis jedoch 
um eine systematische Unterschätzung 
handeln dürfte, muss mit deutlich mehr 
als 1.000 Schilddrüsenkrebs-Fällen ge-
rechnet werden. 
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BILDER DES SCHILDDRÜSENSCREENINGS ZEIGEN MULTIPLE SCHILDDRÜSEN- 

ZYSTEN BEI NAOKI UND YUIKA AUS DER PRÄFEKTUR FUKUSHIMA.



Die IPPNW-Plakatausstellung „Hibakusha Weltweit“ ist denen 
gewidmet, deren Leben durch die Atomindustrie beeinträchtigt 
wurden: den indigenen Völkern, deren Heimat durch Uranberg-
bau in atomare Wüsten verwandelt wurde, den „Downwindern“ 
von mehr als 2.000 Atomwaffentests, den Überlebenden der 
Atomwaffenangriffe von Hiroshima und Nagasaki sowie den 
Menschen, die durch radioaktiven Niederschlag von zivilen und 
militärischen Atomkatastrophen betroffen wurden. „Hibakusha“ 
heißen in Japan die Überlebenden von Hiroshima und Nagasaki.

Die Ausstellung zeigt exemplarisch 50 Orte, an denen die mili-
tärische und zivile Nutzung der Atomenergie zu katastrophalen 
Folgen für Umwelt und Gesundheit geführt hat. Sorgfältig recher-
chiert, geben die Plakate einen Überblick über den aktuellen 
Stand der Wissenschaft zu jedem Fallbeispiel.

Zeigen Sie die Ausstellung in Ihrer Stadt, Ihrer Gemein-
de und organisieren Sie einen Vortrag oder eine Filmvorfüh-

PUBLIKATION

MITMACHEN

rung zu den gesundheitlichen Gefahren der Nuklearen Kette.  
Sie können die Plakate in der IPPNW-Geschäftsstelle für eine 
Leihgebühr von 25 Euro bestellen. Möglich ist auch, nur einen 
Teil der Ausstellung zum Beispiel zum Thema „Uranabbau“ oder 
zum Thema „Atomtests“ zu zeigen.

Sie finden die Plakate unter: www.uranrisiko.de

Informieren Sie sich …

… über die Folgen der Reaktorkatastrophe von Fukushima. Un-
ser Newsletter, der jeweils am 11. eines Monats erscheint, hält 
Sie auf dem Laufenden. 

Abonnieren Sie den Newsletter unter		   
www.ippnw.de/aktiv-werden/newsletter-abonnieren

Gefahren ionisierender Strahlung

ÄrztInnen und WissenschaftlerInnen warnen vor Gesundheits-
schäden durch ionisierende Strahlung. Schon Strahlendosen in 
der Größenordnung von 1 Millisievert (mSv) erhöhen nachweis-
lich das Erkrankungsrisiko. Es gibt keinen Schwellenwert, unter-
halb dessen Strahlung unbedenklich wäre.

Im Oktober 2013 fand auf Einladung der IPPNW in Ulm ein 
Expertentreffen von ÄrztInnen und WissenschaftlerInnen aus 
der Strahlenbiologie, Epidemiologie, Statistik und Physik aus 
Deutschland und der Schweiz statt. Die TeilnehmerInnen disku-
tierten den aktuellen Wissensstand zu den Gefahren ionisieren-
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Ausstellung „Hibakusha Weltweit“

der Strahlung im Niedrigdosisbereich. Die Expertenrunde fordert 
eine Anpassung des Strahlenschutzes an den aktuellen Stand 
der Wissenschaft. Ionisierende Strahlung führt zu manifesten ge-
sundheitlichen Schäden. Für einen Teil der Risiken lassen neue 
epidemiologische Untersuchungen eine quantitative Bestim-
mung zu. Die Risikobewertung aufgrund statistischer Erhebun-
gen an Atombombenüberlebenden von Hiroshima und Nagasaki 
als Referenzkollektiv ist überholt. Schon kleinste Strahlendosen 
verursachen Erkrankungen.

Sie finden das Expertenpapier unter www.ippnw.de/strahlung


